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Dringlichkeitsantrag

des NEOS Landtagsklub (Erstantragstellerin KO LA Birgit Obermüller)
betreffend: Angebot an öffentlichen Pflegeleistungen dem tatsächlichen Bedarf anpassen und schnell ausbauen

Der Landtag wolle beschließen
“Die Tiroler Landesregierung wird aufgefordert, das Angebot an öffentlichen Pflegeleistungen dem tatsächlichen Bedarf anzupassen und schnell auszubauen. In diesem Zusammenhang ist eine Überarbeitung des ‘Strukturplan Pflege 2023-2033' erforderlich.”

Zuweisungsvorschlag:
Bei Nichtzuerkennung der Dringlichkeit möge der Antrag gem. § 27 Abs.3 GO-LT dem Ausschuss für Soziales, Frauen, Integration und Inklusion sowie Gesundheit und Pflege zugewiesen werden.


Begründung:
Der kürzlich veröffentlichte Bericht des Landesrechnungshofes zeigt deutlich: Tirol steuert in der Pflege auf eine strukturelle Überforderung zu. Die Zahl der pflegebedürftigen Menschen steigt rapide, während gleichzeitig hunderte Pflegekräfte in Pension gehen (rd. 39 % des Pflegepersonals in den nächsten 10 bis 15 Jahren). Viele Ziele der Pflegeplanung wurden wegen Personalmangels nicht erreicht. Von 2012 bis 2023 nahm die Tiroler Bevölkerung um 8,4 % zu. Bei der Bevölkerung der Altersgruppe 75+ kam es zu einer Steigerung um 38 %. Beim Anteil der Pflegegeldbezieher:innen fand ein Anstieg um 19 % statt. 
Die bestehenden Verträge, Tarife und Qualitätskontrollen entsprechen vielfach nicht den aktuellen Anforderungen und manche Heime erbringen nicht die Leistungen, die sie vom Land bezahlt bekommen. Die Kosten für die stationäre Pflege haben sich seit 2017 mehr als verdoppelt, ohne dass klare Reformen gesetzt wurden, um Wirtschaftlichkeit, Transparenz und Qualität abzusichern.
Die Empfehlungen des Landesrechnungshofes sind rasch umzusetzen. Leistungsvereinbarungen müssen modernisiert und die Pflegeplanung muss endlich datenbasiert und langfristig abgesichert werden. Pflege muss verlässlich, qualitätsgesichert und finanzierbar bleiben, und zwar für alle Generationen. Neben strukturellen Reformen braucht es dafür aufgrund der demografischen Entwicklung auch mehr Geld.
Im vorliegenden Budgetvoranschlag für die Jahre 2026 und 2027 sind die Auszahlungen des Bereichsbudgets Gesundheit (Gruppe 5) und Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung (Gruppe 4) zu niedrig angesetzt, da es sich um demografische Kosten handelt. Dass der Nettofinanzierungssaldo der Gruppe 4 in den Jahren 2025 bis 2027 mit rund -800 Mio. € nahezu konstant bleibt, widerspricht allen bisherigen Erfahrungen.

Die Dringlichkeit ergibt sich aus den Handlungsempfehlungen im Bericht des Landesrechnungshofes zur Pflege in Tirol.

Innsbruck, am 7. Dezember 2025
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